Satzung der Kassenzahnarztlichen Vereinigung Hamburg

vom 21.04.2004, genehmigt am 06.05.2004

gemal Sozialgesetzbuch V in der jeweils gultigen Fassung.

. Nachtrag vom 22.06.2005, genehmigt am 01.08.2005
. Nachtrag vom 28.11.2007, genehmigt am 21.12.2007
. Nachtrag vom 03.06.2009, genehmigt am 27.08.2009
. Nachtrag vom 09.05.2012, genehmigt am 01.08.2012
. Nachtrag vom 29.05.2013, genehmigt am 16.07.2013
. Nachtrag vom 08.07.2016, genehmigt am 31.08.2016
. Nachtrag vom 22.11.2017, genehmigt am 13.12.2017
. Nachtrag vom 18.05.2022, genehmigt am 02.11.2022
. Nachtrag vom 15.11.2023, genehmigt am 03.01.2024

©CoOo~NOOUOr~WNE

Praambel

Sofern in dieser Satzung mannliche Personenbezeichnungen verwendet werden, gelten sie
auch in der weiblichen Form. Sie dienen ausschlie3lich der besseren Lesbarkeit.

§1
Name und Sitz der Vereinigung

1. Die Kassenzahnérztliche Vereinigung Hamburg (KZV Hamburg) ist die Vereinigung der
Vertragszahnarzte in der Freien und Hansestadt Hamburg (8 77 Abs. 1 Satz 1 SGB V).

2. Der Bezirk der KZV Hamburg umfasst das Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg.
Die KZV Hamburg hat ihren Sitz in Hamburg.

§2
Rechtsfahigkeit

Die KZV Hamburg ist eine Korperschaft des 6ffentlichen Rechts (8 77 Abs. 5 SGB V). Sie
fahrt ein Dienstsiegel.

§3
Aufgaben

1. Die KzZV Hamburg erfullt die Aufgaben, die ihr aus dem Sozialgesetzbuch V zugewiesen
sind. Hierzu gehoren insbesondere:

a) die zahnéarztliche Versorgung nach den Bestimmungen des SGB V sicherzustellen
und den Krankenkassen und ihren Verbanden gegentber die Gewahr dafur zu
Ubernehmen, dass die vertragszahnarztliche Versorgung den gesetzlichen und
vertraglichen Erfordernissen entspricht; die Sicherstellung umfasst auch einen
ausreichenden Notdienst (88 72, 73 Abs. 2 und 75 Abs. 1 und 1 b SGB V);

b) die zahnarztliche Versorgung von Personen sicherzustellen, die aufgrund
dienstrechtlicher Vorschriften tUber die Gewahrung von Heilfursorge einen Anspruch
auf unentgeltliche zahnéarztliche Versorgung haben, soweit die Erflllung dieses
Anspruchs nicht auf andere Weise gewahrleistet ist (8 75 Abs. 3 SGB V);
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d)

e)

9)

h)

)

K)

m)

n)

0)
p)

die Sicherstellung der zahnéarztlichen Versorgung der in den brancheneinheitlichen
Standardtarifen Versicherten mit den in diesen Tarifen versicherten zahnéarztlichen
Leistungen (8 75 Abs. 3a SGB V);

die zahnarztliche Behandlung von Gefangenen in Justizvollzugsanstalten in
Notfallen auRerhalb der Dienstzeiten der Anstaltszahnarzte sicherzustellen, soweit
die Behandlung nicht auf andere Weise gewahrleistet ist (§ 75 Abs. 4 SGB V);

den Abschluss von Gesamtvertragen gemal § 83 SGB V sowie von Vertragen uber
die Vergutung zahnéarztlicher Sachleistungen und rein &rztlicher Leistungen an
Krankenhausern;

die Entgegennahme der von den Krankenkassen und anderen Kostentragern zu
entrichtenden Vergutungen und ihre Verteilung unter Anwendung des Verteilungs-
mafstabes an die Vertragszahnéarzte (8 85 Abs. 1 und Abs. 4 Satz 1 SGB V);

die Wahrnehmung der Rechte ihrer Mitglieder gegentber den Krankenkassen und
sonstigen Kostentréagern (8 75 Abs. 2 Satz 1 SGB V);

die Uberwachung der Erfilllung der den Vertragszahnarzten obliegenden Pflichten
sowie die Durchfihrung der Bestimmungen gemaf 8§ 81 Absatz 5 SGB V gegenuber
ihren Mitgliedern nach einer besonderen Ordnung (Disziplinarordnung), die ein
Bestandteil dieser Satzung ist;

durch geeignete MalRnahmen darauf hinzuwirken, dass die zur Ableistung der
Vorbereitungszeiten von Zahnarzten in den Praxen niedergelassener Vertrags-
zahnéarzte benotigten Platze zur Verfigung stehen (8 75 Abs. 8 SGB V);

die Qualitat der in der vertragszahnéarztlichen Versorgung erbrachten Leistungen im
Einzelfall durch Stichproben zu prufen (8 136 Abs. 2 SGB V);

die Fuhrung des Zahnarztregisters (8§ 95 Abs. 2 SGB V) und der besonderen
Verzeichnisse nach der Zahnéarzte-ZV;

die Fuhrung der Geschéafte des Landesausschusses (8§ 90 SGB V), wenn sich die
Beteiligten nicht anders verstandigen;

die Fihrung der Geschafte des Zulassungsausschusses (8§ 96 Abs. 3 Satz 1 SGB V)
und des Berufungsausschusses (8§ 97 Abs. 2 Satz 4 SGB V);

die FiUhrung der Geschéfte der gemeinsamen Prifungsstelle und des gemeinsamen
Beschwerdeausschusses (8§ 106c Abs. 2 SGB V), wenn sich die Beteiligten nicht
anders verstandigen;

die Fuhrung einer Widerspruchsstelle (8§ 85 Abs. 2 Nr. 2 SGG);

die Bestellung von Vertretern der Zahnérzte

im Zulassungsausschuss,

im Berufungsausschuss,

im Landesschiedsamt fir die vertragszahnarztliche Versorgung,

im Landesausschuss der Zahnarzte und Krankenkassen,
im Beschwerdeausschuss.

ahONE

2. Die KZV Hamburg stellt durch Abschluss der erforderlichen Vertradge und der im Rahmen
der von der Kassenzahnarztlichen Bundesvereinigung (KZBV) abgeschlossenen Vertrage
die zahnarztliche Versorgung der Anspruchsberechtigten sicher. Sie Uberwacht die
ordnungsgemalfe Erfullung der Vertrage durch ihre Mitglieder.

3. Die KzZV Hamburg kann Gesellschaften grinden zur Erfullung der Aufgaben gegentber
Leistungserbringern gemafl 8 77a Abs. 1 und 2 SGB V.



Satzung der KZV Hamburg in der Fassung des 9. Nachtrages

4. Die KzZV Hamburg kann fur ihre Mitglieder und deren Hinterbliebene Fursorge-
einrichtungen schaffen und zu solchen beitragen. Sie kann auch Beitrage zu
Einrichtungen leisten, die zur vertragszahnarztlichen Fortbildung ihrer Mitglieder
bestimmt sind. AufRerdem dient sie der Wahrung der beruflichen Belange ihrer
Mitglieder. Das gilt nicht, soweit es sich um Aufgaben anderer berufsstandischer
Einrichtungen handelt.

5. Die KzZV Hamburg richtet eine Stelle zur Bekampfung von Fehlverhalten im
Gesundheitswesen ein, die Fallen und Sachverhalten nachzugehen hat, die auf
UnregelmaBigkeiten oder auf rechtswidrige oder zweckwidrige Nutzung von
Finanzmitteln im Zusammenhang mit den Aufgaben der KZV Hamburg hindeuten (8§ 81a
SGB V).

6. Die KZV Hamburg stellt die Durchfuhrung der vertragszahnarztlichen Fortbildung nach
8§ 81 Absatz 4 SGB V sicher.

7. Die KzZzV Hamburg Uuberwacht die Pflicht zur fachlichen Fortbildung der Vertragszahnérzte
(8 95d SGB V).

8. Die KzZV Hamburg uberwacht die Pflicht zur Einfihrung eines einrichtungsinternen
Qualitatsmanagements in den Vertragszahnarztpraxen (8 135a Abs. 2 Nr. 2 SGB V in
Verbindung mit der vom Gemeinsamen Bundesausschuss beschlossenen
"Qualitdatsmanagement-Richtlinie vertragszahnérztliche Versorgung” in der jeweils
gultigen Fassung.

9. Mit Zustimmung der zustandigen Aufsichtsbehdrde kann die KZV Hamburg weitere
Aufgaben der zahnéarztlichen Versorgung tibernehmen (8 75 Abs. 6 SGB V).

§4
Mitgliedschaft

1. Die Mitglieder der KZV Hamburg sind die zugelassenen Zahnéarzte, die bei
Vertragszahnarzten Angestellten Zahnérzte, soweit sie mindestens 10 Stunden pro
Woche beschaftigt sind, die im Rahmen der vertragszahnarztlichen Versorgung in den
zugelassenen medizinischen Versorgungszentren tatigen Angestellten Zahnarzte, soweit
sie mindestens 10 Stunden pro Woche beschaftigt sind, die in Einrichtungen nach § 105
Abs. 5 Satz 1 SGB V Angestellten Zahnérzte, soweit sie mindestens 10 Stunden pro
Woche beschéftigt sind, und die an der vertragszahnérztlichen Versorgung
teilnehmenden erméchtigten Krankenhaus-Zahnarzte (8 77 Abs. 3 SGB V).

2. Die Mitgliedschaft endet

a) durch Tod,

b) mit dem Wirksamwerden eines Verzichts auf die Zulassung zur vertrags-
zahnarztlichen Versorgung,

c¢) durch Entziehung der Zulassung zur vertragszahnéarztlichen Versorgung,
d) mit dem Wegzug des Berechtigten aus dem Bezirk der KZV Hamburg,
e) durch Anzeige der Beendigung einer Beschéftigung als Angestellter Zahnarzt.
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85
Rechte und Pflichten der Mitglieder

1. Die Zulassung, die Ermé&chtigung und die Anstellung eines Angestellten Zahnarztes
gemal den Bestimmungen der Zulassungsverordnung bewirken, dass das Mitglied zur
Teilnahme an der vertragszahnarztlichen Versorgung berechtigt und verpflichtet ist. Der
Angestellte Zahnarzt ist zur gewissenhaften Erfillung der ihm Ubertragenen
vertragszahnarztlichen Aufgaben verpflichtet.

2. Die Mitglieder sind wahlberechtigt und wahlbar zu den Organen der KZV Hamburg
gemal den Bestimmungen des 8 80 SGB V und der Wahlordnung, die ein Bestandteil
dieser Satzung ist. Die Mitglieder sind auch wahlbar in Ausschusse der KZV Hamburg
und in Ausschiisse, an denen die KZV Hamburg beteiligt ist.

3. Jedes Mitglied, das sich durch eine MaBhahme der KZV Hamburg in seinen Rechten
beeintrachtigt glaubt, hat das Recht des Widerspruchs. Der Widerspruch ist bei der
KzV Hamburg einzulegen. Wird dem Widerspruch nicht abgeholfen, so ist er dem
Widerspruchsausschuss vorzulegen. Dieser erldsst sodann einen mit Rechtsmittel-
belehrung versehenen Widerspruchsbescheid.

Far das Verfahren vor dem Widerspruchsausschuss und dem
HVM-Widerspruchsausschuss wird zur Deckung der durchschnittlich entstehenden
Kosten eine Gebuhr in Hohe von 100,00 € erhoben. Die Gebuhr wird fallig, sobald der
Vorstand der KZV Hamburg dem Widerspruch nicht abgeholfen hat und dies dem
Widerspruchsfuhrer bekannt gegeben wurde. Wird die Gebuhr nicht innerhalb der von
der KZV Hamburg gesetzten Frist entrichtet, gilt der Widerspruch als zuriickgenommen.
War das Widerspruchsverfahren ganz oder teilweise erfolgreich, wird die Geblhr
erstattet. Wird der Widerspruch zurickgenommen oder erledigt er sich auf andere
Weise, wird die Gebuhr ebenfalls erstattet.

4. Die Mitglieder sind berechtigt, in ihren eigenen vertragszahnérztlichen Belangen den Rat
der KZV Hamburg in Anspruch zu nehmen.

5. Die von der KZV Hamburg abgeschlossenen Vertrdge sowie die von ihren Organen
rechtméafig gefassten Beschlisse sind fur die Mitglieder verbindlich.

6. Die von der Kassenzahnarztlichen Bundesvereinigung abzuschlielenden Vertrage und
die dazu gefassten Beschlisse, die Bestimmungen Uber die Uberbezirkliche
Durchfuhrung der vertragszahnarztlichen Versorgung und den Zahlungsausgleich
zwischen den Kassenzahnarztlichen Vereinigungen sowie die Richtlinien nach § 75
Absatz 7, 8§ 92 und § 136 Abs. 1 und 8 136a Abs. 3 SGB V sind fur die KZV Hamburg
und ihre Mitglieder verbindlich.

7. Ein Mitglied der KZV Hamburg darf grundséatzlich eigenmachtig keine Vertrédge, die die
vertragszahnarztliche Versorgung betreffen, abschlieRen oder sich zum Abschluss
solcher Vertrage verpflichten oder auf zuklUnftige Vertrage gerichtete Verhandlungen
fuhren. Gesetzliche Regelungen, die dies zulassen, bleiben davon unberuhrt.

8. Die KzV Hamburg ist berechtigt, Zahlungen an abrechnende Mitglieder der KzZV
Hamburg ganz oder teilweise zuruckzuhalten, wenn sich aus konkreten Tatsachen
Erstattungsanspriche der KZV Hamburg gegen das Mitglied ergeben. Dem Mitglied ist
der bevorstehende Einbehalt anzukindigen und rechtliches Gehér zu gewahren. Der
Sicherungseinbehalt erfolgt bis zur endgultigen Klarung der Anspriche der KzV
Hamburg, und zwar in Hohe der zu erwartenden Erstattungsforderung.



Satzung der KZV Hamburg in der Fassung des 9. Nachtrages

10.

11.

12.

Eine dem Grunde und der HOhe nach festgestellte Erstattungsforderung der
KZV Hamburg gegen ein abrechnendes Mitglied wird mit den nachsten Zahlungen der
KzZV Hamburg an das Mitglied aufgerechnet, die auf die Feststellung der Erstattungs-
forderung folgen, soweit nicht bereits gemalR Abs. 8 sicherheitshalber einbehalten
worden ist.

Die Mitglieder sind verpflichtet, sich regelméaRig auf dem Gebiet der vertrags-
zahnarztlichen Tatigkeit fortzubilden.

Die Mitglieder sind zur Sicherung und Weiterentwicklung der von ihnen erbrachten
Leistungen verpflichtet (8 135a Abs. 1 SGB V). Sie sind daruber hinaus verpflichtet,
einrichtungsintern ein Qualitatsmanagement einzufuhren und weiterzuentwickeln
(8 135a Abs. 2 Nr. 2 SGB V).

Abrechnende Mitglieder sind verpflichtet, ihre Abrechnungsunterlagen zu den vom
Vorstand festgesetzten Terminen vollstandig bei der KZV einzureichen.

86
Organe der Vereinigung

Organe (8 79 Abs. 1 SGB V) der KZV Hamburg sind:
a) die Vertreterversammlung als Selbstverwaltungsorgan,
b) der Vorstand als hauptamtliches Organ.

Die Organe werden fur die Dauer von sechs Jahren in unmittelbarer und geheimer Wahl
gewahlt. Die Amtsdauer endet ohne Ricksicht auf den Zeitpunkt der Durchfihrung der
Wahl jeweils mit dem Schluss des sechsten Kalenderjahres. Die Gewahlten bleiben nach
Ablauf dieser Zeit im Amt, bis ihre Nachfolger eintreten.

Die Mitgliedschaft in der Vertreterversammlung endet:

a) durch Beendigung der Mitgliedschaft in der KZV (8 4 Abs. 2),
b) nach Ablauf der Amtsdauer,

c) bei Niederlegung des Amtes.

Die Niederlegung des Amtes ist dem Vorsitzenden der Vertreterversammlung schriftlich
anzuzeigen.

Alle Amter in der Vertreterversammlung und in den Ausschissen der KZV Hamburg
sowie in den Ausschissen, an denen die KZV Hamburg beteiligt ist, sind offentliche
Ehrenamter.

Die Amtszeit im Vorstand endet

a) nach Ablauf der Amtsdauer,

b) durch den Tod,

¢) durch Niederlegung des Amtes,

d) durch Amtsenthebung oder Amtsentbindung durch die Vertreterversammlung.

Fur die Haftung der Mitglieder der Organe gilt § 42 Absatze 1 bis 3 SGB 1V entsprechend.
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10.

87
Vertreterversammlung

Die Vertreterversammlung der KZV Hamburg besteht aus 25 Vertretern. Durch die
Besonderheiten des d'Hondt'schen Héchstzahlverfahrens (8 13 der Wahlordnung der
KzV Hamburg) kann der Fall eintreten, dass nicht alle 25 Sitze der
Vertreterversammlung besetzt werden. Eine Unterschreitung der in Satz 1 genannten
Anzahl an Mitgliedern der Vertreterversammlung ist in diesem Fall unschadlich. Gleiches
gilt fur den Fall, dass ein Mitglied der Vertreterversammlung vorzeitig aus dem Amt
ausscheidet und eine Nachwahl nicht moglich ist.

Jeder Vertreter ist in der Vertreterversammlung antrags- und stimmberechtigt. Die
Ubertragung des Stimmrechts ist unzuldssig. Die Vertreter sind an Auftrage und
Weisungen nicht gebunden und nur ihrem Gewissen verpflichtet.

Die Mitglieder des Vorstandes sind antragsberechtigt in der Vertreterversammlung.

Die Vertreterversammlung wahlt aus ihrer Mitte ihren Vorsitzenden und seinen
Stellvertreter. Der Vorsitzende der Vertreterversammlung hat die Vertreter-
versammlung unparteiisch zu leiten.

In jedem Kalenderjahr findet mindestens eine Sitzung der Vertreterversammlung statt.
Die Einberufung erfolgt durch den Vorsitzenden der Vertreterversammlung im
Benehmen mit dem Vorstand unter Bekanntgabe der vorlaufigen Tagesordnung und des
Tagungsortes durch schriftliche Einladung an die Mitglieder der Vertreterversammlung
mit einer Frist von einem Monat.

Antrage zur Tagesordnung sind schriftlich mit Begrindung einzureichen und mussen
spatestens zwei Wochen vor der Sitzung der Vertreterversammlung bei der Geschéafts-
stelle der KZV Hamburg vorliegen. Die endgultige Tagesordnung ist den Mitgliedern der
Vertreterversammlung durch die Geschaftsstelle der KZV Hamburg spétestens zehn
Tage vor der Vertreterversammlung bekannt zu geben.

Der Vorstand kann eine aufRerordentliche Sitzung der Vertreterversammlung mit einer
verkirzten Einberufungsfrist von zwei Wochen unter Angabe der Tagesordnung
verlangen. In dringenden Fallen kann von dieser Frist abgewichen werden. Der
Vorsitzende der Vertreterversammlung muss dem Verlangen entsprechen.

Eine Sitzung der Vertreterversammlung muss vom Vorsitzenden der Vertreter-
versammlung spatestens zwei Wochen nach Eingang eines Antrages unter Angabe der
Tagesordnung einberufen werden, wenn mindestens sieben Mitglieder der Vertreter-
versammlung dies schriftlich unter Angabe der Grinde fordern.

Die Sitzungen der Vertreterversammlung sind fur Mitglieder der KZV Hamburg
offentlich, soweit sie sich nicht mit personellen Angelegenheiten oder
Grundstiicksgeschaften befassen. Die Vertreterversammlung kann die Offentlichkeit fiir
weitere Beratungspunkte in nicht 6ffentlicher Sitzung ausschlieRen. Der Beschluss ist in
offentlicher Sitzung bekannt zu geben.

Die Vertreterversammlung gibt sich eine Geschéaftsordnung, die sinngemaf auch fur die
Ausschusse der KZV Hamburg sowie fur alle Sitzungen und Versammlungen gilt, mit
Ausnahme der Sitzungen des Vorstandes oder vorhandener gesetzlicher Regelungen.



Satzung der KZV Hamburg in der Fassung des 9. Nachtrages

§8
Rechte und Pflichten der Vertreterversammlung

1. Die Vertreterversammlung vertritt die KZV Hamburg gegenuber dem Vorstand und
dessen Mitgliedern (8 79 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 SGB V). Die Mitglieder der Vertreter-
versammlung haben das Recht, Einsicht in die genehmigten Niederschriften Uber die
Vorstandssitzungen zu nehmen.

2. Die Vertreterversammlung fasst Beschliisse Uber Antrage.

3. Der Vertreterversammlung sind dariber hinaus insbesondere vorbehalten:

a)
b)
c)
d)

e)
f

9)

h)
D)

),

K)
)

die Aufstellung und Anderung der Satzung und ihrer Bestandteile sowie der
Geschaftsordnung (8 79 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB V);

die Wahl des Vorsitzenden der Vertreterversammlung und seines Stellvertreters
(8 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 SGB V);

die Wahl (8 80 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 2 und 3 SGB V) und die Uberwachung des
Vorstandes (8 79 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 SGB V);

die Wahl weiterer Vertreter der KZV Hamburg in die Vertreterversammlung der
Kassenzahnarztlichen Bundesvereinigung, sofern erforderlich (8 80 Abs. 1a Satz 2
SGB V), und von Ersatzleuten in der erforderlichen Anzahl;

alle Entscheidungen zu treffen, die fir die KZV Hamburg von grundséatzlicher
Bedeutung sind (8 79 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 SGB V);

die Festsetzung der Mitgliedsbeitrage und die Feststellung des Haushaltsplanes
(8 79 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 SGB V);

die Aufstellung eines Verteilungsmalstabes im Benehmen mit den Verbé&nden der
Krankenkassen und den Krankenkassen (8 85 Abs. 4 Satz 2 SGB V);

der Abschluss von Gesamtvertragen gemaf 8§ 83 SGB V;

die Entgegennahme des Téatigkeitsberichtes des Vorstandes, die Abnahme der
Jahresabrechnung und die Entlastung des Vorstandes (8 79 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5
SGB V);

die Regelung von Reisekosten und Sitzungsgeldern, Tage- und Ubernachtungs-
geldern sowie Aufwandsentschéadigungen fur Praxisausfall fur die ehrenamtlich
tatigen Mitglieder in den Organen und Ausschissen sowie fur die Angestellten der
KZV Hamburg;

die Aufstellung einer Abrechnungs- und Zahlungsordnung;

die Festsetzung der jahrlichen Vergutungen der einzelnen Vorstandsmitglieder
einschlielBlich Nebenleistungen und Versorgungsregelungen (8 79 Abs. 4 Satz 9
SGB V) sowie den Umfang der Nebentatigkeit der Mitglieder des Vorstandes zu
bestimmen;

die Wahl der Mitglieder des Satzungsausschusses;

die Wahl der Mitglieder des Wahlausschusses;

die Wahl der Mitglieder des Widerspruchsausschusses;

die Wahl der Mitglieder des HVM-Widerspruchsausschusses;

die Wahl der Mitglieder des Finanzausschusses;

die Wahl der Mitglieder des Disziplinarausschusses;

die Wahl der Vertreter der Zahnérzte im Landesschiedsamt fur die vertrags-
zahnarztliche Versorgung gemal § 89 Abs. 3 SGB V;

die Wahl der Vertreter der Zahnérzte im Landesausschuss der Zahnérzte und
Krankenkassen gemalR 8 90 Abs. 1 SGB V;

die Wahl der Vertreter der Zahnarzte im gemeinsamen Landesgremium gemaf
8§ 90a SGB V;

die Bildung von Ausschissen, soweit die Vertreterversammlung gemall den
Vertragen hierzu berufen ist;

die Bestellung von Referenten zur fachlichen Beratung und Unterstitzung des
Vorstandes auf Vorschlag des Vorstandes;
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x) der Abschluss von Vertragen tiber das Verfahren zur Uberpriifung und Uberwachung
der Wirtschaftlichkeit und das Verfahren bei der gemeinsamen Prifungsstelle und
dem gemeinsamen Beschwerdeausschuss;

y) die Beteiligung an Einrichtungen, die zur vertragszahnérztlichen Fortbildung ihrer
Mitglieder bestimmt sind.

4. Die Mitglieder der Vertreterversammlung kénnen samtliche Geschafts- und
Verwaltungsunterlagen einsehen und prifen (8 79 Abs. 3 Satz 2 SGB V).

§9
Der Vorstand, Zusammensetzung

1. Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden und
einem weiteren Mitglied (8 79 Abs. 4 Satz 1 SGB V). Mindestens ein Mitglied muss die
fachliche Qualifikation fur die Erfallung der allgemeinen Verwaltungsaufgaben besitzen
(8 79 Abs. 6 SGB V).

2. Die Mitglieder des Vorstandes vertreten sich gegenseitig (8 79 Abs. 4 Satz 5 SGB V).
3. Der Vorstand Ubt seine Tatigkeit hauptamtlich aus (8 79 Abs. 4 Satz 6 SGB V).

4. Alle Vertreter der Vertreterversammlung wéhlen in unmittelbarer und geheimer Wahl
die Mitglieder des Vorstandes. Naheres bestimmt die Wahlordnung.

5. Scheidet ein Vorstandsmitglied friher als ein Jahr vor Ablauf der Amtsdauer aus, ist in
der nachsten Sitzung der Vertreterversammlung eine Ersatzwahl vorzunehmen.

6. Vorstandssitzungen werden vom Vorsitzenden des Vorstandes oder seinem
Stellvertreter nach Bedarf einberufen und von ihm geleitet.

Der Vorsitzende der Vertreterversammlung oder sein Stellvertreter haben das Recht, an
den Sitzungen des Vorstandes beratend teilzunehmen.

Die Frist zur Einladung soll drei Werktage nicht unterschreiten. Der Vorstand ist
einzuberufen, wenn zwei seiner Mitglieder es verlangen.

7. Es finden in der Regel wéchentliche Dienstbesprechungen statt, an denen in der Regel
nur die Mitglieder des Vorstandes teilnehmen. Beschlisse, die in den
Dienstbesprechungen vom Vorstand gefasst werden, sind wirksam und werden in der
Vorstandssitzung bestatigt.

8. Der Vorstand gibt sich eine Geschaftsordnung.

8§10
Aufgaben des Vorstandes

1. Der Vorstand verwaltet die KZV Hamburg (8 79 Abs. 5 Satz 1 SGB V). Die Aufgaben der
KZV Hamburg werden, soweit sie nicht der Vertreterversammlung vorbehalten sind,
vom Vorstand durchgefuhrt.

2. Der Vorstand beschliel3t die Verteilung der einzelnen Geschaftsbereiche auf die
Vorstandsmitglieder. Die Geschaftsverteilung wird in der Geschéftsordnung des
Vorstandes geregelt.
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10.

11.

Die KZzV Hamburg wird gerichtlich und aullergerichtlich vom Vorsitzenden oder dem
stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstandes vertreten. Sind beide verhindert, so tritt
an ihre Stelle das weitere Vorstandsmitglied (8§ 79 Abs. 5 Satz 1 SGB V).

Die Mitglieder des Vorstandes nehmen an den Sitzungen der Vertreterversammlung teil.

Die Mitglieder des Vorstandes haben das Recht, an samtlichen Sitzungen der Ausschiisse
der KZV Hamburg teilzunehmen. Sie sind berechtigt, dort Antrége zu stellen, soweit dies
rechtlich zul&ssig ist.

Der Vorstand bildet und besetzt die Ausschiisse, soweit sie nicht nach Gesetz, Satzung
oder Vertragen von der Vertreterversammlung errichtet und benannt werden.

Dem Vorstand obliegt die Durchfuhrung der in 8 5 Absatze 8 und 9 genannten
Bestimmungen. Der Vorstand ist berechtigt, in besonders gelagerten Fallen (z. B. bei
Gefahrdung des Praxisfortbestandes oder der Sicherstellung der vertragszahnérztlichen
Versorgung) von diesen Bestimmungen abzuweichen.

Der Vorstand kann fur die Dauer oder auf Zeit Ausschiisse fur die Durchfihrung
besonderer Aufgaben bilden und in besonderen Fallen Gutachter einsetzen.

Der Vorstand hat fur Beschlisse von weittragender wirtschaftlicher Bedeutung die
Zustimmung der Vertreterversammlung einzuholen. Hierzu gehéren insbesondere
Beschlusse Uber den Erwerb, die VerauRBerung oder die Belastung von Grundstucken
sowie Uber die Errichtung von Gebauden (8§ 79 Abs. 3 Satz 1 Nr. 7 SGB V).

Der Vorstand berichtet der Vertreterversammlung im Abstand von zwei Jahren Uber die
Arbeit und Ergebnisse der Stelle zur Bekdmpfung von Fehlverhalten im
Gesundheitswesen, erstmals zum 31.12.2005 (8§ 81a Abs. 5 SGB V).

Der Vorsitzende des Vorstandes ist berechtigt, ein Mitglied vorzuladen oder zu einer
unverziglichen schriftlichen Stellungnahme mit angemessener Frist aufzufordern, wenn
es zur Klarung einer Angelegenheit, die in die Belange der KZV Hamburg féallt,
erforderlich ist.

Mitglieder sind verpflichtet, personlich an der Klarung von Angelegenheiten, die in die
Belange der KZV Hamburg fallen, mitzuwirken durch ihre Teilnahme an Gespréachen
sowie Bereitstellung ihrer Behandlungsunterlagen und Aufzeichnungen. Das Mitglied hat
die Pflicht, persodnlich zu erscheinen und kann sich dabei zusatzlich eines rechtlichen
Beistands oder eines Zahnarztkollegen bedienen.

§11
Registerfuhrung

Der Vorstand bestellt einen Registerfuhrer, der die Eintragungen und Streichungen in
das Zahnarztregister der KZV Hamburg und in den Registerakten, die bei der
KZV Hamburg gefuhrt werden, vornimmt.

Gegen MalBnahmen des Registerflihrers kann der betroffene Zahnarzt Widerspruch beim
Vorstand der KZV Hamburg innerhalb eines Monats nach Zustellung des Bescheides
einlegen. Gegen die Entscheidung des Vorstandes ist eine Klage beim Sozialgericht
maoglich.

Der Vorstand hat fur den Verhinderungsfall des Registerfuhrers auch einen Stellvertreter
Zu benennen.
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8§12
Geschaftsstelle

Die Verwaltungsaufgaben der KZV Hamburg werden von der Geschéaftsstelle durchgefuhrt.
Die Geschéftsstelle untersteht dem Vorstand.

8§13
Ausschisse und Referenten

1. Zur Bearbeitung bestimmter Aufgaben kdénnen von der Vertreterversammlung
Ausschisse und Referenten eingesetzt werden.

2. Die Ausschisse wahlen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden. Die Ausschiisse kbnnen mit
Zustimmung des Vorstandes Sachverstandige beratend zu ihren Sitzungen hinzuziehen.

§ 13a
Referent fur Vertragsangelegenheiten und Honorarverteilung

1. Die Vertreterversammlung wahlt aus dem Kreise der Hamburger Vertragszahnarzte
einen Referenten fur Vertragsangelegenheiten und Honorarverteilung. Die Wahl hat
moglichst in der konstituierenden Sitzung der Vertreterversammlung zu erfolgen.

2. Der Referent muss vor Beginn der Referententatigkeit bereits seit mindestens funf
Jahren in eigener Praxis zur vertragszahnarztlichen Versorgung zu- und niedergelassen
gewesen sein. Wahrend der Dauer der Referententatigkeit muss dieser
zulassungsrechtliche Status durchgehend bestehen.

3. Die Wahl des Referenten erfolgt jeweils fir die Amtsdauer der Vertreterversammlung.
8§ 6 Absatz 3 gilt entsprechend.

8 13b
Widerspruchsausschuss

Der Widerspruchsausschuss (8§ 5 Absatz 3) ist auch fir die Verhandlung von Widersprichen
der Krankenkassen oder sonstigen Kostentrégern zustandig.

Sofern die Bearbeitung einzelner Widerspruchsfalle ausschlief3lich die Fachkompetenz eines
einzelnen Ausschussmitgliedes erfordert, kann der Widerspruchsausschuss diesem
Ausschussmitglied die Bearbeitung dieser Widerspruchsfalle und deren Bescheidung
Ubertragen.

§ 14
Mitgliederversammlung

Der Vorstand kann im Bedarfsfall die Mitglieder der KZV Hamburg zu einer Mitglieder-
versammlung einberufen, die dazu bestimmt ist, die Mitglieder in ihrer Gesamtheit Uber
wichtige Angelegenheiten zu unterrichten und ihre Meinung in Form einer Abstimmung zu
erforschen.
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815
Aufbringung und Verwendung der Mittel

1. Die KzZV Hamburg erhebt zur Durchfuhrung ihrer Aufgaben von den Mitgliedern Beitrage,
die sowohl aus einem Festbetrag als auch in einem Vomhundertsatz der Vergitungen
der Kostentréager, die von der Vereinigung an den Zahnarzt gezahlt werden, bestehen
kénnen. Die Beitrdge werden bei den Abrechnungen dieser Vergiutungen einbehalten.

2. Fur die in § 3 Abs. 3 genannten Aufgaben kdnnen feste Beitrage erhoben werden.

3. Die Vertreterversammlung bestimmt Art und H6he der Beitrage; sie kann zuséatzlich zu
den Beitragen nach Absatz 1 weitere Beitrage festsetzen.

4. Das fur die Durchfuhrung der Aufgaben gebildete Vermdgen ist Eigenvermégen der
KzZV Hamburg und wird vom Vorstand unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen
verwaltet. Der Vorstand ist an den von der Vertreterversammlung festgestellten
Haushaltsplan gebunden. Zeitweilig verfligbare Gelder sind nach den Anweisungen des
Vorstandes anzulegen.

§ 16
Prifung der Betriebs- und Rechnungsfihrung

1. Die Betriebs- und Rechnungsfuhrung der KZV Hamburg muss alljahrlich durch die
Prufstelle der Kassenzahnéarztlichen Bundesvereinigung geprift werden.

2. Die Prufberichte sind der Vertreterversammlung und der zustdndigen Aufsichtsbehotrde
vorzulegen.

3. Jedes Mitglied der KZV Hamburg hat das Recht, Haushaltsplane, Jahresabschlisse und
Prufberichte in der Geschéaftsstelle einzusehen. Termine hierfUr werden in den
Bekanntmachungen der KZV Hamburg bekannt gegeben.

8§17
Fortbildung

1. Die gemall 8§ 81 Abs. 4 SGB V den an der vertragszahnérztlichen Versorgung
teilnehmenden Zahnarzten obliegende Verpflichtung zur Fortbildung erstreckt sich unter
Beriicksichtigung von 8§ 95d SGB V auf:

a) die Aufrechterhaltung und Vertiefung des Wissens Uber Inhalt und Auswirkungen
der fur die vertragszahnéarztliche Tatigkeit jeweils mal3gebenden gesetzlichen
Bestimmungen, Verordnungen, Richtlinien und Vertrage;

b) den Erwerb der fur die vertragszahnérztliche Tatigkeit erforderlichen Kenntnisse
Uber Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung oder Untersuchungs- und
Heilmethoden, die neu in die vertragszahnéarztliche Versorgung eingeftihrt werden;

c) die Aufrechterhaltung und Vertiefung des Wissens Uber die Beachtung des Gebotes
der wirtschaftlichen Behandlungs- und Verordnungsweise bei der Ausubung
vertragszahnarztlicher Tatigkeit;

d) die Aufrechterhaltung und Vertiefung des zur Teilnahme am Notdienst
erforderlichen Wissens.
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2. Die Fortbildung in den unter Nr. 1 aufgefuhrten Gebieten vertragszahnarztlicher
Tatigkeit erfolgt in Fortbildungsveranstaltungen der Zahnarztekammer oder anderer
Einrichtungen, die diese im Einvernehmen mit der Kassenzahnéarztlichen Vereinigung
auf den in Nr. 1 genannten Gebieten durchfuhren.

3. Zur Teilnahme an FortbildungsmafRnahmen der Kassenzahnarztlichen Vereinigung ist
jeder an der vertragszahnéarztlichen Versorgung teilnehmende Zahnarzt verpflichtet. Die
Fortbildungsmafllnahmen werden im Hamburger Zahnéarzteblatt oder im Rundschreiben
der KZV Hamburg bekannt gegeben.

§18
Schweigepflicht

1. Die Mitglieder der Organe und Ausschisse der KZV Hamburg sowie einzeln ernannte
Ehrenamtstrager (z. B. Gutachter und Richter) sind verpflichtet, die ihnen durch ihre
Tatigkeit bekannt werdenden Umstande nicht unbefugt zu offenbaren. Hierzu gehort
auch die Wahrung der Akten vor unberufenem Einblick.

2. Die Mitglieder der Organe und Ausschusse der KZV Hamburg sowie einzeln ernannte
Ehrenamtstrager (z. B. Gutachter und Richter) sind durch den Vorsitzenden der
Vertreterversammlung auf diese Schweigepflicht zu verpflichten. Die Verpflichtung kann
mundlich oder schriftlich erfolgen.

8§19
Wahlordnung

Die KzV Hamburg gibt sich eine Wahlordnung, die von der Vertreterversammlung zu
beschliel3en und von der zustandigen Aufsichtsbehérde zu genehmigen ist. Die Wahlordnung
ist Bestandteil dieser Satzung.

8§ 20
Disziplinarordnung

Die KZV Hamburg gibt sich eine Disziplinarordnung (8 81 Abs. 5 SGB V), die von der
Vertreterversammlung zu beschlieRen und von der zustandigen Aufsichtsbehdrde zu
genehmigen ist. Die Disziplinarordnung ist Bestandteil dieser Satzung.

§21
Entschadigungsregelung fur Organmitglieder
Die KZV Hamburg gibt sich eine Entschadigungsregelung fur Organmitglieder (8 81 Abs. 1
Satz 1 Nr. 8 SGB V), die von der Vertreterversammlung zu beschlieen und von der

zustandigen Aufsichtsbehérde zu genehmigen ist. Die Entschadigungsregelung ist
Bestandteil dieser Satzung.

8§22
Geschaftsjahr

Das Geschéaftsjahr der KZV Hamburg ist das Kalenderjahr.
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8 23
Aufsicht

Die KzV Hamburg untersteht der Aufsicht der zustdndigen Behoérde der Freien und
Hansestadt Hamburg (8 78 Abs. 1 SGB V).

Das Aufsichtsrecht erstreckt sich darauf, dass Gesetz und sonstiges Recht beachtet werden
(8 78 Abs. 3 Satz 1 SGB V).

8§24
Bekanntmachungen

Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, erfolgen die Bekanntmachungen der
KZV Hamburg durch Vero6ffentlichungen im Hamburger Zahnarzteblatt oder durch
Mitgliederrundschreiben.

Das Mitgliederrundschreiben wird ausschlie8lich auf der Homepage der KZV Hamburg im
geschlossenen Mitgliederbereich zur Verfigung gestellt. Ein elektronischer oder postalischer
Versand des Mitgliederrundschreibens erfolgt nur, soweit hierzu ein gesetzliches Erfordernis
besteht oder der Vorstand der KZV Hamburg dies im Ausnahmefall fur geboten halt.

§ 25
Anderung der Satzung

Zur Anderung der Satzung ist eine Mehrheit von zwei Drittel der Mitglieder der Vertreter-
versammlung erforderlich.

8§ 26
Genehmigung der Satzung

Diese Satzung und ihre Anderungen bedirfen der Genehmigung der zustandigen
Aufsichtsbehorde.

8 27
Inkrafttreten/Schlussvorschriften/Ubergangsregelung

1. Diese Satzung tritt nach ihrer Genehmigung durch die zustandige Aufsichtsbehérde am
01.01.2005 unter Bertcksichtigung der Uberleitungsvorschriften nach Art. 35 des
Gesetzes zur Modernisierung der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-
Modernisierungsgesetz-GMG) in Kraft.

2. Gleichzeitig tritt die von der Vertreterversammlung am 14.09.1989 beschlossene und
von der zustandigen Aufsichtsbehorde am 24.11.1989 und 21.12.1992 genehmigte
Satzung mit ihren sechs Nachtragen am 31.12.2004 aul3er Kraft.

3. Der von der Vertreterversammlung am 28.11.2007 beschlossene und von der
zustandigen Aufsichtsbehdrde am 21.12.2007 genehmigte 2. Nachtrag zu dieser
Satzung tritt am 01.01.2008 in Kraft.

4. Der von der Vertreterversammlung am 03.06.2009 beschlossene und von der
zustandigen Aufsichtsbeh6érde genehmigte 3. Nachtrag tritt am 27.08.2009 in Kraft.
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5. Der von der Vertreterversammlung am 09.05.2012 beschlossene 4. Nachtrag tritt nach
Genehmigung durch die zustandige Aufsichtsbehérde in Kraft.

6. Der von der Vertreterversammlung am 29.05.2013 beschlossene 5. Nachtrag tritt nach
Genehmigung durch die zustandige Aufsichtsbehérde in Kraft.

7. Der von der Vertreterversammlung am 08.07.2016 beschlossene 6. Nachtrag tritt nach
Genehmigung durch die zustandige Aufsichtsbehérde in Kraft.

8. Der von der Vertreterversammlung am 22.11.2017 beschlossene 7. Nachtrag tritt nach
Genehmigung durch die zustandige Aufsichtsbehérde in Kraft.

9. Der von der Vertreterversammlung am 18.05.2022 beschlossene 8. Nachtrag tritt nach
Genehmigung durch die zustandige Aufsichtsbehérde in Kraft.

10. Der von der Vertreterversammlung am 15.11.2023 beschlossene 9. Nachtrag tritt nach
Genehmigung durch die zustandige Aufsichtsbehérde in Kraft.

Hamburg, de:n- 15.11.2023
|
| P
(Dr. %tef N Buchholtz)
Vorsitzender der Vertreterversammlung

14



	Satzung der Kassenzahnärztlichen Vereinigung Hamburg
	Präambel
	Name und Sitz der Vereinigung
	Mitgliedschaft

	Rechte und Pflichten der Mitglieder
	Entschädigungsregelung für Organmitglieder


